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I. Perſonalien. 


Seine Majeſtät der König haben Aller— 


„za Es ſind ernannt worden: 
gnädigſt geruht, 


der Regierungsrat von Meer in Trier 


dem Geheimen expedierenden Setretär und zum Vorſitzenden des Schiedsgerichts 


Kalkulator im Miniſterium für Handel für Arbeiterverſicherung Regierungs⸗ 
und Gewerbe Karl Morawski den bezirk Trier und Fürſtentum Birkenfeld, 


Charatter als Rechnungsrat, die Regierungsaſſeſſoren Braun und 


dem Kommerzienrat Dr, Hermann Paetel 


in Berlin den Charakter als Geheimer 
Kommerzienrat und dem Kaufmann 
Wilhelm Flinſch in Frankfurt a. M., 
ſowie den Fabrikanten Karl Lever 
kus sen. in Leverkuſen, Landkreis So 
lingen, und Willem van Delden in 
Gronau, Kreis Ahaus, den Charakter 
als Kommerzienrat 


zu verleihen. 


Dr. Walter in Breslau zu ſtellver⸗ 
tretenden Vorſitzenden des Schieds— 
gerichts für Arbeiterverſicherung Re⸗ 
gierungsbezirk Breslau und des Schieds- 
gerichts für die Arbeiterverſicherung im 
Eiſenbahndirektionsbezirke Breslau, 


der Regierungsrat Cuno in Berlin zum ftell- 


vertretenden Vorſitzenden der Schieds⸗ 
gerichte für Arbeiterverſicherung Stadt 
kreis Berlin und Regierungsbezirk 
Potsdam und des Schiedsgerichts für 
die Arbeiterverſicherung im Eiſenbahn⸗ 
direktionsbezirke Berlin. 


II. Allgemeine Verwaltungsſachen. 


Betr. Mobilmachnug im Sinne des § 66 des Reichsmilitärgeſetzes. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 


Berlin W. 66, den 24. Februar 1905. 


Nachſtehender Beſchluß des Königlichen Staatsminiſteriums vom 26. Januar d. 
der beſtimmt, daß die Entſendung von Verſtärkungen der Schutztruppe für Südweſtafrika 


Mage 
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zur Niederwerfung des Hereroaufſtandes als eine Mobilmachung im Sinne des § 66 des 
Reichsmilitärgeſetzes vom 2. Mai 1874 und 6. Mai 1880 anzuſehen iſt, wird den dem 
Handelsminiſterium unterſtellten Behörden uſw. zur Beachtung mitgeteilt. 

In Vertretung. 
IIa 445. 1 1865. Lohmann. 


An die dem Handelsminiſterium unterſtellten Behörden. 


Anlage. 
Beſchluß. 

Nachdem ſeitens des Reichskanzlers die Entſendung von Verſtärkungen der Schutz 
truppe für Südweſtafrika zur Niederwerfung des Herervanfitandes als eine Mobilmachung 
im Sinne des § 66 des Reichsmilitärgeſetzes vom 2. Mai 1874 und 6. Mai 1880 erklärt 
worden iſt, beſchließt das Staatsminiſterium, daß auf die aus dem bezeichneten Anlaſſe 
freiwillig in die Schutztruppe eingetretenen preußiſchen Beamten die vom Reiche und den 
Bundesſtaaten in den Jahren 1888/89 auf Grund des § 66 a. a. O. erlaſſenen Beſtim⸗ 
mungen (Zentr. Bl. f. d. Deutſche Reich 1888 S. 169) Anwendung finden. 

Von dieſem Beſchluſſe erhält jeder Reſſortminiſter beglaubigte Abſchrift, um danach 
das Erforderliche zu veranlaſſen. 

Berlin, den 26. Januar 1905. 

Das Staatsminiſterinm. 


Betr. Reiſekoſten⸗Panſchſumme. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Berlin W. 66, den 4. März 1905. 

Nach einem unter dem 29. November 1901 ergangenen Erlaſſe der Herren Miniſter 
der öffentlichen Arbeiten und der Finanzen ſind Reiſekoſten Pauſchſummen für diejenigen 
Tage anteilig nicht zu kürzen, für welche eine Berechnung der geſetzlichen Reiſekoſten erfolgt. 

Ich erſuche Sie, dieſe Beſtimmung auch für den Umfang meines Miniſteriums in 
Anwendung zu bringen. 

In Vertretung. 


IIa 436. 12281. Lohmann. 


An die Herren Regierungspräſidenten, den Herren Polizei-Präſidenten hierſelbſt und den 
Herrn Dirigenten der Miniſterial-, Militär- und Baukommiiſſion hier. 


III. Haudels⸗ Angelegenheiten. 


1. Schiffahrts angelegenheiten. 
Betr. Befugnis zur Ausübung des Schiffergewerbes. 
Dem früheren Schiffer auf kleiner Fahrt Chriſtian Bruns in Nordenham iſt die ihm 
durch den Spruch des Seeamtes in Bremerhaven vom 8. Juni 1903 entzogene Befugnis 
zur Ausübung des Schiffergewerbes (MBl. 1903 S. 249) wieder eingeräumt worden. 


Betr. Unterſuchung der Seelente anf Sehvermögen und Farbeunuterſcheidungsvermögen. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Berlin W. 66, den 22. Februar 1905. 

Ich erſuche Sie, die unter Ziffer 12 der Ausführungsvorſchriften für die Unterſuchung 
der Seeleute auf Sehvermögen und Farbenunterſcheidungsvermögen vom 9. November 1904 
(MBl. S. 457) vorgeſchriebenen Geſamtüberſichten mir nach dem beifolgenden Muſter 
alljährlich bis ſpäteſtens am 10. Februar einzureichen. 

In Vertretung. 

IIb 1616. Lohmann. 


An die Herren Regierungspräſidenten der Seeſchiffahrtsbezirke. 
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Überſicht 
über 
das Ergebnis der in im Jahre vorgenommenen amtlichen 


Unterſuchungen von Seeleuten auf Seh- und Farbenunterſcheidungsvermögen. 


Un tee ch ui en gen eee 


Sehvermögen | Farbenunterſcheidungsvermögen 
Unterſuchende | i l Bemer⸗ 
ſuch Anzahl n Anzahl Davon waren 
Stellen der unter- ge⸗ unge⸗ der unter- nicht unvollſtändig farben: kungen. 


blind farben⸗ 
blind 


ſuchten nügendes nügendes ſuchten farben⸗ 


Seeleute Seh⸗ Seh⸗ Seeleute blind 


vermögen vermögen grünblind rotblind 


— ͤ ͤœä ] 222 — 


A. Erſte Unterſuchungen. 


Geſamtſumme A | | | | | 


B. Zweite Unterſuchungen.) 


I 
0 
Geſamtſumme B | 

Il 


6. Wiederholte Unterſuchungen.) 


Geſamtſumme C | | | | 


= In der Spalte „Bemerkungen“ find Angaben über die Zeit und das Ergebnis der früheren Unterſuchungen 
zu machen. 


Betr. Uuterſuchung der Seeleute auf Sehvermögen und Farbeuunterſcheidungsvermögen. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 


Berlin W. 66, den 27. Februar 1905. 

Nach Ziffer 2 der Ausführungsvorſchriften für die Unterſuchung der Seeleute auf 
Sehvermögen und Farbenunterſcheidungsvermögen vom 9. November v. J. (MBl. S. 457) 
ſollen die Geſchäfte der Unterſuchungsſtellen für erſtmalige Unterſuchungen von Perſonen 
wahrgenommen werden, die den Nachweis führen, daß ſie ſich im Beſitze des vorgeſchriebenen 
Sehvermögens und Farbenunterſcheidungsvermögens befinden. N 

Unter Abänderung dieſer Vorſchrift beſtimme ich hiermit, daß bei Beſtellung der 
Sachverſtändigen für Unterſuchungsſtellen und demgemäß auch bei Beſtellung beſonderer 
Arzte (Ziffer 4 a. a. O.) und der Mitglieder der ſtändigen Unterſuchungskommiſſionen 


ee 9° 
(Ziffer 6 Abſ. 2 und 3 a. a. O.) fortan von der Führung des Nachweiſes des vor⸗ 
geſchriebenen Sehvermögens abgeſehen werden kann. 

In Vertretung. 
IIb 1592. Lohmann. 


An die Herren Regierungspräſidenten der Seeſchiffahrtsbezirke und an die Herren Navigations- 
ſchuldirektoren. 


Betr. Aufhebung der Blockade der Halbinſel Liaotung. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Berlin W. 66, den 28. Februar 1905. 

Zufolge einer amtlichen Erklärung der Japaniſchen Regierung hat der japaniſche 
Admiral Togo eine Erklärung erlaſſen, wonach vom 7. Januar d. J. ab die Blockade der 
Halbinſel Liaotung aufgehoben iſt. Die Einfahrt nach und die Ausfahrt aus Port Arthur 
iſt jedoch vorläufig für alle Schiffe, die nicht im Dienſte der Japaniſchen Regierung ſtehen, 
verboten geblieben. 

Sie wollen beteiligte Schiffahrtskreiſe Ihres Bezirks hierauf aufmerkſam machen. 

In Vertretung. 

IIb 1893. Lohmann. 


An die Herren Regierungspräſidenten der Küſtenbezirke. 


Betr. Auffinden eines Rnderboots. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Berlin W. 66, den 7. März 1905. 

Ich erſuche Sie, zur Kenntnis beteiligter Kreiſe zu bringen, daß am 5. Februar d. F. 
am Strande von Heemskerk in Nordholland ein neues Ruderboot, gemerkt: „See-Berufs- 
genossenschaft 296, c. b. m.“, angetrieben iſt. 

In Vertretung. 
IIb 2002. Lohmann. 


An die Herren Regierungspräſidenten der Seeſchiffahrtsbezirke. 


Betr. Dampfſchiffahrt im Bosporus. 


Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Berlin W. 66, den 8. März 1905. 

Von der türkiſchen Regierung iſt wiederholt auf die Gefahren aufmerkſam gemacht 
worden, die entſtehen, wenn im Bosporus Dampfſchiffe ſich in der Nähe der Ufer bewegen. 
Ich erſuche Sie, beteiligte Seeſchiffahrtskreiſe darauf hinzuweiſen, daß Dampfſchiffe zur 
Vermeidung von Unglücksfällen den Bosporus in der Mitte und nicht in der Nähe des 
Ufers paſſteren müſſen. 

In Vertretung. 
IIb 1914. Lohmann. 


An die Herren Regierungspräſidenten der Seeſchiffahrtsbezirke. 


Vorſchriften über die Beförderung von Leichen auf dem Seewege zwiſchen dem Schutzgebiete 
Deutſch⸗Südweſtafrika und einem Deutſchen Hafen. 

Bei der Beförderung von Leichen auf dem Seewege zwiſchen dem Schutzgebiete 
Deutſch⸗Südweſtafrika und einem deutſchen Hafen iſt bis auf weiteres nach folgenden 
zwiſchen dem Auswärtigen Amt (Kolonial-Abteilung) und dem Reichsamt des Innern ver— 
einbarten Grundſätzen zu verfahren. 

Artikel 1. Für die Beförderung iſt ein nach anliegendem Formular ausgefertigter 
Leichenpaß beizubringen, welchen der Schiffskapitän übernimmt und beim Eintreffen in dem 
Beſtimmungshafen dem Empfänger der Leichenſendung übergibt. 
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Die Ausſtellung von Leichenpäſſen liegt den von dem Gouverneur zu bezeichnenden 
Stellen ob. Für die Leichen von Perſonen, welche an Cholera, Fleckfieber, Peſt oder 
Pocken verſtorben ſind, dürfen dieſe Päſſe erſt dann ausgeſtellt werden, wenn mindeſtens 
ein Jahr nach dem Tode verfloſſen iſt. Bei Leichen von Perſonen, welche an Typhus 
geſtorben find, iſt bei ſtrenger Beachtung der in dieſen Vorſchriften enthaltenen Beſtim 
mungen die Einhaltung einer beſonderen Friſt nicht erforderlich, jedoch hat ein ſpäteres 
nochmaliges Offnen des Sarges zu unterbleiben. Dem Geſuche um Erteilung eines Leichen⸗ 
paſſes ſind von dem Antragſteller — in Urſchrift oder in beglaubigter Abſchrift — bei— 
zufügen: 

a) eine vorſchriftsmäßig angefertigte Sterbeurkunde, welche Namen, Stand, Alter, 

Todestag des Verſtorbenen enthält; 

b) eine tunlichſt nach Anhörung des behandelnden Arztes ausgeſtellte Beſcheinigung 
über die Krankheit oder Verletzung, durch welche der Tod herbeigeführt iſt. Kommt 
die Leiche aus einem Orte, an dem Cholera, Fleckfieber, Peſt oder Pocken herrſchen, 
ſo iſt gleichzeitig zu beſcheinigen, daß der Beförderung der Leiche geſundheitliche 
Bedenken nicht eutgegenſtehen; 

c) eine Beſcheinigung des bei der Einſargung zugegen geweſenen Sachverſtändigen 
(Art. 2 Abſ. 1) darüber, daß die Einſargung vorſchriftsmäßig erfolgt iſt. Bei 
Leichen von Militärperſonen genügen die von der zuſtändigen Militärbehörde oder 
Dienſtſtelle ausgefertigten Nachweiſe zu a bis c. 

Bei jeder Beförderung von Leichen, bei der ausländiſche Häfen angelaufen werden, 
hat der Kapitän darauf zu ſehen, daß die nach den betreffenden Auslandsbeſtimmungen 
erforderlichen Nachweiſe beigebracht ſind. 

Artikel 2. Die Einſargung der Leiche hat in Gegenwart einer von der zuſtändigen 
Behörde des Sterbeorts oder des ſeitherigen Beſtattungsortes — bei der Leiche einer 
Militärperſon von der zuſtändigen Militärbehörde oder Dienſtſtelle — hierzu zu be— 
ſtimmenden ſachverſtändigen Perſon zu erfolgen. 

Die Leiche muß in einem hinlänglich widerſtandsfähigen, luftdicht zu verlötenden 
Metallſarg eingeſchloſſen und letzterer von einem feſtgefügten Holzſarge dergeſtalt umgeben 
ſein, daß jede Verſchiebung des Metallſarges in der Umhüllung verhindert wird. Der 
Holzſarg iſt in einer Überkiſte derart zu verpacken, daß auch hier jede Verſchiebung des 
Inhalts ausgeſchloſſen iſt. 

Sofern die Leiche nicht vollſtändig einbalſamiert wird und es ſich nicht um Trans⸗ 
porte von kürzerer Dauer handelt, ift die Leiche durch Einſpritzung konſervierender Flüſſig⸗ 
keit, z. B. von etwa 5 Litern einer weingeiſtigen Löſung von Formaldehyd (10 %) oder 
Rohkreſol (5 %%), oder Sublimat (2 %%), oder Chlorzink (10 %) in eine oder mehrere leicht 
zugängliche Arterien uſw. gegen Verweſung möglichſt zu ſchützen; auch iſt der Boden des 
inneren (Metall-) Sarges mit einer reichlichen Schicht Sägemehl, Torfmull oder anderen 
aufſaugenden Stoffen zu bedecken. 

8 Die Beſtimmungen finden ſinngemäße Anwendung bei Leichen (Leichenreſten), welche 
für die überſeeiſche Beförderung wieder ausgegraben worden ſind. 

Artikel 3. Sollen Leichen von Perſonen, welche während der Reiſe an Bord von 
deutſchen Seeſchiffen geſtorben ſind, ausnahmsweiſe bis zum Beſtimmungshafen mitgeführt 
werden, ſo iſt tunlichſt nach Artikel 2 Abſatz 2 und 3 zu verfahren. Jedoch ſoll es ge— 
nügen, wenn nach Lage der Verhältniſſe an Bord eine anderweitige Einſargung der Leiche 
erfolgt. Wenn die Reiſedauer von der Todesſtunde bis zur Ankunft am Begräbnisort 
weniger als drei Tage dauert, darf von der Einſchließung in einen Sarg abgeſehen werden. 

Leichen von Perſonen, welche während der Reiſe an Cholera, Fleckfieber, Peſt oder 
Pocken verſtorben ſind, dürfen an Bord nicht weiter befördert werden. 


Artikel 4. Leichen ſind an Bord tunlichſt getrennt von Nahrungs- und Genuß⸗ 
mitteln und derart aufzubewahren, daß eine Beläſtigung der Reiſenden und der Beſatzung 
vermieden wird. 


Artikel 5. Die vorſtehenden Beſtimmungen treten mit dem heutigen Tage in Kraft. 
Berlin, den 15. Dezember 1904. 


Der Reichskanzler. 
Im Auftrage. 
gez. Stuebel. 


Muſter. 


Leichen pa ß. 
(Für überſeeiſchen Verkehr.) 
Die Überführung der nach Vorſchrift eingeſargten Leiche d 


am ten 112 zu (Ort) 
an (Todesurſache) verſtorbenen 
(Alter) jährigen (Vor⸗ und Zuname, Stand des 
Verſtorbenen, bei Kindern Stand der Eltern) von 
nach . auf dem Seewege wird hierdurch genehmigt. 
„ den , kel g 19 
(Siegel.) (Unterſchrift.) 


2. Sonſtige Angelegenheiten. 
Vorſchriften über den Verkehr außerdentſcher Auswanderer über die preußiſch-ruſſiſche Greuze. 

Zur Regelung des Verkehres außerdeutſcher Auswanderer über die preußiſch-ruſſiſche 
Grenze wird hierdurch das Nachſtehende angeordnet: 

Der Eintritt in das preußiſche Staatsgebiet iſt nur dann zu geſtatten, wenn die 
Auswanderer einen ordnungsmäßigen Paß, einen mit einer in Deutſchland konzeſſionierten 
Schiffahrtsgeſellſchaft abgeſchloſſenen Paſſagevertrag zur Fahrt nach einem außerdeutſchen 
Ausſchiffungshafen, eine Eiſenbahnfahrkarte bis zum Einſchiffungshafen und ausreichende 
Barmittel beſitzen, welche ihre Aufnahme an dem Reiſeziel, oder im Fall ihrer dortigen 
Zurückweiſung die Rückbeförderung in die Heimat gewährleiſten. Hierzu iſt bei geſunden 
und nicht gebrechlichen Perſonen von mehr als 10 Jahren eine Summe von je 400 l, bei 
jüngeren Perſonen eine Summe von je 100 4, für erforderlich zu halten. 

Alle außerdeutſchen Auswanderer, welche beim bberſchreiten der preußiſch-ruſſiſchen 
Grenze dieſe Bedingungen nicht erfüllen, haben eine Kontrollſtation zu paſſieren, wie ſolche 
zur Zeit in Bajohren, Tilſit, Eydtkuhnen, Inſterburg, Proſtken, Illowo, Ottlotſchin, Poſen 
und Oſtrowo beſtehen. 

Die Einrichtung und der Betrieb dieſer Kontrollſtationen richtet ſich nach den hierüber 
ergangenen beſonderen Anordnungen. 

Die vorſtehenden Beſtimmungen treten unter Aufhebung aller entgegenſtehenden 
früheren Anordnungen für alle außerdeutſchen Auswanderer, welche die preußiſch-ruſſiſche 
Grenze überſchreiten, in Kraft ohne Unterſchied, ob ſie von inländiſchen oder ausländiſchen 
Schiffahrtsgeſellſchaften befördert werden. . 

Berlin, den 26. Februar 1905. 


Der Miniſter des Innern. Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Frhr. von Hammerſtein. In Wr 
Sr u Lohmann. 


M. d. J. IV e 3369 — M. f. H. u. G. II b. 1846. 


IV. Gewerbliche Angelegenheiten. 


1. Stehender Gewerbebetrieb. 
Betr. Vorſchriften für Dispacheure der Binneuſchiffahrt. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Berlin W. 66, den 6. März 1905. 

Es iſt mir erwüuſcht, in den Beſitz mehrerer Exemplare der beſtehenden Vorſchriften 
für öffentlich angeſtellte und beeidete Dispacheure der Binnenſchiffahrt zu kommen. Ich 
erſuche die beteiligten Handelsvertretungen, mir 3 Exemplare der von ihnen für ſolche 
Dispacheure erlaſſenen Vorſchriften bis 1. April d. J. einzureichen. 

In Vertretung. 
IIb 2028. Lohmann. 


An die beteiligten Handelsvertretungen. 


en 
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2. Gewerbliche Anlagen. 
Betr. Anwendung des § 27 der Gewerbeordnung, 
Rekursbeſcheid vom 22. Februar 1905. 


Auf die Beſchwerde des Wäſchereibeſitzers E. in Z. und des evangeliſchen Schul— 
vorſtandes in R. wider den Beſcheid des Bezirksausſchuſſes in D. vom 20. Dezember 1904, 
wodurch dem E. der Betrieb einer Dampf- und Benzinwäſcherei auf dem Grundſtück Nr. 74 
in R. uur unter Bedingungen geſtattet iſt, wird der angefochtene Beſcheid aufgehoben und 
das Verfahren eingeſtellt. 

Gründe: 

Durch Beſcheid vom 20. Dezember 1904 hat der Bezirksausſchuß in D. auf Grund 
des § 27 der Gewerbeordnung dem Wäſchereibeſitzer E. in Z. auf Antrag der Drtspolizei- 
behörde in R. die Verpflichtung auferlegt, beim Betriebe feiner in R. errichteten Dampf⸗ 
und Benzin⸗Waſchanſtalt gewiſſe Bedingungen zu erfüllen, damit nicht durch die bei dieſem 
Betrieb entſtehenden Geräuſche die beſtimmungsmäßige Benutzung eines benachbarten 
Gemeindeſchulhauſes geſtört werde. N 

Gegen dieſen Beſcheid hat einerſeits der E., andrerſeits der evangeliſche Schulvorſtand 
in R. bei dem unterzeichneten Miniſter Beſchwerde erhoben und zwar E. mit dem Antrage, 
den Beſcheid aufzuheben und von den vorbezeichneten Bedingungen abzuſehen, der Schule 
vorſtand mit dem Antrage, dem E. den Betrieb der Waſchanſtalt völlig zu unterſagen. 

Es war, wie geſchehen, zu entſcheiden. 

g Ausweislich der vom Bezirksausſchuß vorgelegten Akten hat die Polizeiverwaltung 
in R. dem E. auf ſeinen Autrag bereits unter dem 29. Februar 1904 die Baugenehmigung 
für die Waſchanſtalt erteilt. Wie ſich aus dem Wortlaute der in die Genehmigungsurkunde 
aufgenommenen Bedingungen ergibt, hatte E. in feinem Antrag ausdrücklich angezeigt, 
daß er in dem neu zu erbauenden Haus eine Dampf- und Benzinwäſcherei betreiben wolle. 
Die Polizeiverwaltung wäre alſo ſchon damals infolge dieſer Anzeige des E. in der Lage 
geweſen, auf Grund des § 27 der Gewerbeordnung eine Entſcheidung des Bezirksausſchuſſes 
darüber herbeizuführen, ob der Betrieb der Waſchanſtalt im Intereſſe der benachbarten 
Schule zu unterſagen oder nur unter Bedingungen zu geſtatten ſei. Nachdem ſie damals 
die Stellung eines ſolchen Antrages unterlaſſen und vielmehr dem E. die nachgeſuchte Bau 
erlaubnis erteilt hat, iſt es nicht zuläſſig, die Vorſchriften des § 27 a. a. O. noch nach⸗ 
träglich in Auwendung zu bringen. Nur dann, wenn der Unternehmer einer ungewöhn⸗ 
liches Geräuſch verurſachenden Anlage unterlaſſen hat, die Errichtung dieſer Anlage anzu⸗ 
zeigen, kann noch nachträglich in dem durch den § 27 geregelten Verfahren die Ausübung 
des Gewerbes an der gewählten Betriebsſtätte unterſagt oder an einſchränkende Bedingungen 
geknüpft werden. 

Die Beſchlußfaſſung des Bezirksausſchuſſes entbehrt daher im vorliegenden Falle der 
geſetzlichen Grundlage. 

Sollte ſich aber etwa erweiſen, daß der Betrieb der Waſchanſtalt Gefahren für die 
öffentliche Ruhe, Ordnung und Sicherheit, Geſundheitsgefahren oder Verkehrsbeläſtigungen 
herbeizuführen geeignet iſt (§ 10 JI 17 Allg. Landrechts, § 6 litt. b und f des Polizei⸗ 
verwaltungsgeſetzes vom 11. März 1850), ſo bleibt es der Ortspolizeibehörde vorbehalten, 
nötigenfalls mit den ihr geſetzlich übertragenen Zwangsmitteln die Beſeitigung dieſer Miß 
ſtände herbeizuführen. 

Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Im Auftrage. 
IIIa 1529. (gez.) Neuhaus. 


Betr. Eutſcheidnug über Anträge auf Genehmigung gewerblicher Anlagen, falls keine Eins 
wendungen erhoben find. (§ 18 der Gewerbeordnung.) 
Rekursbeſcheid vom 18. Februar 1905. 

Auf die Rekursbeſchwerde der Stadtgemeinde N. wider den Beſcheid des Kreisaus⸗ 
ſchuſſes in S. vom 12. Oktober v. J., wodurch der Rekurrentin die Genehmigung zur Er⸗ 
richtung einer Gasanſtalt unter Bedingungen erteilt worden iſt, wird in dem angefochtenen 
Beſcheide der folgende Satz: 0 5 * 

„Sollte die Gasanſtaltsanlage Gefahren oder Beläſtigungen für die Nachbaren, 
insbeſondere für den Betrieb der Molkereigenoſſenſchaft mit ſich bringen, ſo behält 
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der Kreisausſchuß ſich vor, die Bedingungen, unter denen die Genehmigung erteilt 
worden iſt, abzuändern oder zu ergänzen“, 
geſtrichen. 
Gründe. 

Durch Beſcheid vom 12. Oktober v. J. hat der Kreisausſchuß in S. der Stadt- 
gemeinde N. die Genehmigung zur Errichtung einer Gasanſtalt in N. mit dem im Tenor 
dieſes Rekursbeſcheids wiedergegebenen Vorbehalt erteilt. Darauf hat die Stadtgemeinde 
im Wege der Rekursbeſchwerde die Streichung des Vorbehalts beantragt. Andrerſeits iſt 
von der „N.er Molkerei, e. G. m. b. H.“ erſt nach Erlaß jenes Beſcheids des Kreisaus⸗ 
ſchuſſes gegen die Genehmigung der Gasanſtalt Einſpruch erhoben worden, und zwar mit 
der Begründung, daß durch die Ausdünſtungen der Gasanftalt der benachbarte Molkerei⸗ 
betrieb der Genoſſenſchaft erheblich geſchädigt werden würde. 

Der Einſpruch der N.er Molkerei iſt angeſichts der Beſtimmungen im § 17 Abſ. 2 
der Gewerbeordnung als verſpätet zu betrachten. Weitere Einſprüche ſind nicht erhoben. 
Unter dieſen Umſtänden können die Intereſſen der Molkerei oder der Beſitzer oder Be- 
wohner anderer benachbarter Grundſtücke, welche durch die Gasanſtalt gefährdet erſcheinen, 
hei der Entſcheidung über den Genehmigungsantrag nur inſoweit berückſichtigt werden, als 
ſie etwa zugleich als Intereſſen des Publikums überhaupt zu betrachten oder nach 
den beſtehenden Geſetzesvorſchriften polizeilich zu ſchützen find. Denn, wenn keine recht⸗ 
zeitig erhobenen Einſprüche vorliegen, hat gemäß § 18 der Gewerbeordnung die Genehini⸗ 
gungsbehörde lediglich nach den dort angegebenen Geſichtspunkten zu entſcheiden, alſo zu 
prüfen, ob die beſtehenden bau-, feuer- und geſundheitspolizeilichen Vorſchriften, einſchließ⸗ 
lich der Arbeiterſchutzvorſchriften, beachtet ſind, und ob die genehmigungspflichtige Anlage 
erhebliche Gefahren, Nachteile oder Beläſtigungen für das Publikum herbeiführen, alſo 
öffentliche Intereſſen gefährden würde. 

Nun handelt es ſich hier um eine kleine Gasanſtalt, die von den nächſten Nachbar— 
häuſern 30 Meter entfernt bleiben und derart eingerichtet werden wird, daß eine einwands⸗ 
freie Betriebsführung gewährleiſtet erſcheint. Erfahrungsgemäß iſt es unter dieſen Um 
ſtänden ausgeſchloſſen, daß der Betrieb der Gasanſtalt für das Publikum erhebliche Ge— 
fahren, Nachteile oder Beläſtigungen im Sinne des § 16 a. a. O. herbeiführen könnte. 
Es liegt daher kein genügender Anlaß dazu vor, die Genehmigung der Gasanſtaſt im 
Intereſſe des Publikums an den Vorbehalt zu knüpfen, daß die Genehmigungsbedingungen 
im Bedürfnisfall abgeändert und ergänzt werden würden. Noch viel weniger läßt ſich 
unter dieſen Verhältniſſen der vom Kreisausſchuß im Intereſſe der Nachbarſchaft gemachte 
Vorbehalt aufrecht erhalten. 

Es war daher, wie geſchehen, zu entſcheiden. 

Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Im Auftrage. 
IIIa 1351. gez. Neuhaus. 


3. Dampfkeſſelweſen. 


Veränderungen der Reviſiousberechtigungen der Ingenienre von Dampfkeſſel⸗lüüberwachungsvereinen. 


Bezeichnung Mit der Aus der 


Vereinsi i i t 1715 
an, Den nachgenannten PET ind S um Vereins. 
Rn erteilt worden die Berechtigungen Ingenieurs ſind tätigkeit ſind 
n 8 beauftragt: ſausgeſchieden: 
ihrem Sitz. 0 a 8 
I. Grades. II. Grades. III. Grades. IV. Grades. Ingenieur Ingenieur 
Stetti Hoppe 
Slettin 0: ee = — 
lenz Rohrwaſſer“) 
Pen ] Stoldt — 
Frankfurt a. M. | Franke 
(verjtorben) 
Dortmund. - Hammer — 
Königsberg i. Pr. — I Beiffert | 2 


) Vertretung im Sinne des Erlaſſes vom 15. Auguſt 1901 (MBl. 1901 S. 201.) 
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4. Arbeiterſchutz und Wohlfahrtspflege. 
Betr. Schutzvorrichtungen an Webſtühlen. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Berlin W. 66, den 4. März 1905. 

Es iſt zwar richtig, daß der Erlaß vom 17. November v. J. (MBl. S. 479) zunächſt an 
den Beſitzer einer Tuchweberei gerichtet iſt und in erſter Linie die Webſtühle für Wolle und 
Kunſtwolle im Auge hat. Die Gründe, die es erfordern, daß in der Tuchinduſtrie an Web⸗ 
ſtühlen, die mehr als 65 Schuß in der Minute machen, Schützenfänger an der Lade an— 
gebracht werden, treffen aber auch auf die Webſtühle anderer Induſtriezweige, insbeſondere 
der Baumwoll- und Leinenweberei, zu. Auch bei ihnen iſt deshalb, ſobald ſie mehr als 
65 Schuß in der Minute machen, die Anbringung eines Schützenfängers an der Lade er- 
forderlich. Allerdings wird bei den Baumwoll-, Leinen-, Hanf und Jutewebſtühlen in 
allen Fällen, wo an die Überwachung der anzufertigenden Ware keine weitgehenden An 
forderungen zu ſtellen ſind, durch eine ſtarr mit der Lade verbundene Schutzſtange den 
Erforderniſſen genügt werden können. Immter aber wird an der Bedingung feſtzuhalten 
ſein, daß der Schützenfänger ſoweit über die ganze Breite des Stuhls reichen muß (mag 
dieſe durch die Ware ausgenutzt werden oder nicht), daß zwiſchen dem Ende des Schützen— 
fängers und dem Schützenkaſten nur eine Entfernung bleibt, die die Hälfte der Schützen⸗ 
länge nicht überſchreitet. 

Im Auftrage. 
IIIa 1658. Neuhaus. 


An den Vorſtand der Leinen-Berufsgenoſſenſchaft N. und zur Beachtung an die Herren 
Regierungspräſidenten und den Herrn Polizeipräſidenten hier. 


5. Arbeiterverſicherung. 
Krankenverſicherung. 
Betr. Einfluß von Eingemeindungen auf Ortskraukenkaſſeu. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Berlin W. 66, den 28 Februar 1905. 

Die Beſchwerde der Allgemeinen Ortskrankenkaſſe zu N. gegen Ihre Entſcheidung, 
wodurch die llberweiſung eines Teils des Vermögens der ländlichen Ortskrankenkaſſe des 
Kreiſes L. abgelehnt wird, wird als unbegründet zurückgewieſen. Nach ausdrücklicher Vor 
ſchrift des § 48 des Krankenverſicherungsgeſetzes iſt die Teilung des Vermögens einer Orts⸗ 
krankenkaſſe, die für mehrere Gemeinden errichtet worden iſt, nur zuläſſig, wenn die Aus— 
ſcheidung einer Gemeinde nach Maßgabe der Beſtimmungen in Abſ. 3 ebenda ſtattgefunden 
hat. Da dies bisher nicht geſchehen iſt, ſo iſt der Antrag mit Recht abgelehnt worden. 

Jun übrigen weile ich darauf hin, daß die in der eingemeindeten Kolonie N. beſchäftigten 
verſicherungspflichtigen Perſonen nach wie vor Mitglieder der ländlichen Ortskrankenkaſſe 
des Kreiſes L. ſind und daher, ſo lange ihre Ausſcheidung nicht erfolgt iſt, bei dieſer ver— 
ſichert werden müſſen. 

Im Auftrage. 
IIIa 1785. Neuhaus. 


An den Herrn Regierungs⸗Präſidenten in N. 
—: — _ 


V. Gewerbliche Unterrichtsangelegenheiten. 


1. Fortbildungsſchulen. 
Betr. Oberkurſus zur Ansbildung von Lehrern an kaufmänniſchen Fortbildungsſchulen. 

In der Zeit vom 4. bis 31. Mai d. Is. wird wiederum auf Anordnung des 
Miniſters für Handel und Gewerbe hierſelbſt ein Oberkurſus zur Ausbildung von Lehrern 
an kaufmänniſchen Fortbildungsſchulen in der üblichen Weiſe abgehalten werden. An 
meldungen zu dieſem Kurſus können nicht mehr angenommen werden, da alle verfügbaren 
Plätze bereits beſetzt ſind. 
lb 1552 
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2. Fachſchulen. 


Betr. Auſtellung der Beamten au Fachſchulen. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Berlin W. 66, den 3. März 1905. 

Ich übertrage Ihnen hiermit die Befugnis, Sekretäre, Rechnungsführer, Werkmeiſter, 
Meiſter und Schuldiener an den ſtaatlichen oder vom Staate mitunterhaltenen und laufend 
unterſtützten gewerblichen Fachſchulen jeglicher Art mit Ausnahme der Fachſchulen für 
Textilinduſtrie in den von mir ausdrücklich genehmigten etatsmäßigen Stellen 
künftig ſelbſtändig anzuſtellen oder ihre Anſtellung zu genehmigen, ſoweit nicht Abweichungen 
von den geltenden allgemeinen Grundſätzen ſtattfinden ſollen. Nur in ſolchen Fällen iſt 
mir künftig vor der Anſtellung zu berichten, im übrigen jedoch von der ſtattgehabten Anſtellung 
unter Angabe des Beſoldungsdienſtalters, bei ſtaatlich unterſtützten Anſtalten auch des 
Penſionsdienſtalters, Anzeige zu erſtatten und der vorgeſchriebene Perſonalbogen einzureichen. 

Die endgültige Anſtellung der Werkmeiſter, Meiſter oder Schuldiener an ſämtlichen 
Anftalten hat ſtets zwar mit Penſionsberechtigung, jedoch nur auf vierteljährliche und zum 
Schluß eines Schulhalbjahrs zuläſſige Kündigung zu erfolgen. 

Die anzuſtellenden Schuldiener müſſen, ſoweit nicht fachliche Vorbildung zu fordern 
iſt, im Beſitze des Zivilverſorgungsſcheins ſein. Fachlich vorgebildeten Bewerbern mit dem 
Zivilverſorgungsſchein iſt ſtets der Vorzug vor gleichartigen Bewerbern ohne ſolchen zu geben. 

Die Feſtſetzung der Probedienſtzeit für die genannten Stellen bleibt Ihrem Ermeſſen 
überlaſſen. 

Hinſichtlich der Form und des Inhalts der Anſtellungsurkunden für die an den 
Kompatronatsſchulen Anzuſtellenden verweiſe ich namentlich auf den Erlaß vom 12. Februar 
1903 (M Bl. S. 80/81), wegen der Feſtſetzung des Penſionsdienſtalters u. a. auf die 
Beſtimmungen des Abſchnitts C der „Grundſätze“ vom 23. Januar 1901 (MBl. von 1902 
S. 74 ff.) und den Erlaß der Herren Miniſter der Finanzen und des Innern vom 
26. November 1900 — vgl. meinen Erlaß vom 24. Januar 1901 ( m 457001 ) 

Auf die Anrechnung der Militärdienſtzeit und der Zeit der militäriſchen Übungen auf 
das Penſionsdienſtalter mache ich noch beſonders aufmerkſam. 

Schließlich bemerke ich ausdrücklich, daß auf Fortbildungsſchulen und die aus dem 
Fonds Kap. 69 Tit. 10d unterſtützten Fachſchulen in Ermangelung etatsmäßiger Stellen, 
an deren Penſionslaſten ſich der Staat mitzubeteiligen hätte — ſowie auf die Fachſchulen 
für Textilinduſtrie, bezüglich deren beſondere Verfügung vorbehalten bleibt, vorſtehende 
Beſtimmungen bis auf weiteres keine Anwendung finden. 

Durch vorſtehende Anordnungen ſoll übrigens der Entſcheidung darüber, ob und in 
welchem Umfang etatsmäßige Stellen für Werkmeiſter und Meiſter an den hier in Betracht 
kommenden Kompatronatsanſtalten errichtet werden können, nicht vorgegriffen werden, viel— 
mehr würde darüber gegebenenfalls beſondere Beſtimmung von mir zu treffen ſein. 

Im Auftrage. 
IIIb 1160, Neuhaus. 


An die Herren Regierungspräſidenten. 


Betr. Überweiſung von Eiſenbahubauzeichuungen zu Unterrichtszwecken. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Berlin W. 66, den 2. März 1905. 

Der Herr Miniſter der öffentlichen Arbeiten hat ſich auf mein Erſuchen damit ein⸗ 
verſtanden erklärt, daß Zeichnungen über Neubau und Umbauſtrecken der Staatseiſenbahn⸗ 
verwaltung, ſoweit ſolche vervielfältigt und für Unterrichtszwecke von erheblichem Werte 
ſind, den Baugewerkſchulen mit Tiefbaukurſen überlaſſen werden können. Demgemäß ſind 
die Königlichen Eiſenbahndirektionen beauftragt worden, den Anträgen der Baugewerkſchulen 
auf Überweiſung von Zeichnungen tunlichſt zu entſprechen. 

Ich erſuche Sie, die Direktion der Baugewerkſchule Ihres Bezirks hiervon in Kenntnis 
zu ſetzen und ſie zu veranlaſſen, eutſprechende Anträge durch Ihre Vermittelung an die für 
den Sitz der Baugewertſchule zuſtändige Königliche Eiſenbahndirektion zu richten. 

Im Auftrage. 
Neuhaus. 
An die beteiligten Herren Regierungspräſidenten. 


IIIb 1111. 


Betr. Annahme von Bauſupernumeraren. 


Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Berlin W. 66, den 8. März 1905. 

Nach einer Mitteilung des Herrn Miniſters der öffentlichen Arbeiten iſt zum 
1. April d. J. wiederum eine größere Zahl von Bauſupernumerarſtellen bei Kreis-, 
Waſſer pp. Bauinſpektionen der allgemeinen Bauverwaltung zu beſetzen. Ich erſuche 
Sie daher im Anſchluß an den Erlaß vom 6. Januar v. J. (MBl. S. 12), den Direktor 
der Baugewerkſchule Ihres Bezirks zu dem Zwecke darauf aufmerkſam zu machen, daß er 
geeignete Schüler zu Bewerbungen um Annahme als Bauſupernumerar veranlaßt. Vor⸗ 
ausſichtlich wird es möglich ſein, die Vergütung der Bauſupernumerare vom 1. April d. J. 
ab dergeſtalt zu erhöhen, daß im erſten und zweiten Dienſtjahre monatlich je 100 Mark, 
im dritten 110, im vierten 120 und in jedem folgenden bis zur Anſtellung 125 Mark ge— 
zahlt werden. 

Tiefbautechniker werden, worauf an den Baugewerkſchulen mit Tiefbauabteilungen 
beſonders hinzuweiſen iſt, in der Waſſerbauverwaltung vorzugsweiſe vor allen anderen 
Bewerbern berlͤckſichtigt. 

Im Auftrage. 
IIIb 1044. Neuhaus. 


An die beteiligten Herren Regierungspräſidenten. 


Betr. Lehrkurſe für Maſchineubau⸗ und Hüttenſchulen uſw. 


In den erſten Tagen des Monats April und des Monats Oktober beginnen neue 
Lehrkurſe an den dem Miniſter für Handel und Gewerbe unterſtellten Preußiſchen 
höheren und niederen Maſchinenbau- und Hüttenſchulen ſowie an den Fach— 
ſchulen für die Eiſen- und Stahl-Induſtrie mit Werkſtättenbetrieb. 

Königliche höhere Maſchinenbanſchnlen, die den Zweck haben, Betriebs- und 
Konſtruktionsbeamte heranzubilden und künftigen Beſitzern und Leitern maſchimeninduſtrieller 
Anlagen Gelegenheit zum Erwerbe der erforderlichen techniichen Kenntniſſe zu geben, beſtehen 
in Dortmund, Elberfeld-Barmen, Cöln, Stettin, Poſen, Breslau, Magde— 
burg, Altona, Einbeck, Hagen i. W., Aachen und Kiel (Höhere Schiff- und Maſchinen⸗ 
bauſchule). In die höhere Maſchinenbauſchule in Magdeburg werden neue Schüler bis auf 
weiteres alljährlich nur zum April aufgenommen. 

Zur Aufnahme in die unterſte Klaſſe iſt erforderlich entweder ein Zeugnis über den 
erfolgreichen Beſuch der Unterſekunda einer höheren Lehranſtalt und zweijährige Praxis 
oder das Beſtehen einer Aufnahmeprüfung und dreijährige Praxis. 

Die Aufnahmeprüfung kann in den Monaten Januar und Juni an den höheren oder 
niederen Maſchinenbauſchulen abgelegt werden, und zwar an einer beliebigen Anſtalt, gleich— 
viel ob der Aufnahmeſuchende ſpäter dieſe oder eine andere zu beſuchen gedenkt. 

Das Reifezeugnis der höheren Maſchinenbauſchulen dient als Nachweis der 
vorgeſchriebenen techniſchen Kenntniſſe für die Annahme 

a) als techniſcher Sekretärsaſpirant bei der Kaiſerlichen Marine, 

b) als Anwärter für die Laufbahn zum Eiſenbahn-Betriebs-Ingenieur oder 
zum maſchinentechniſchen Eiſenbahnſekretär bei der Staatseiſenbahn— 

Verwaltung. 

1 Schulgeld beträgt halbjährlich 75 A 

Bemerkt wird, daß nach den bisherigen Erfahrungen Schüler am leichteſten Platz in 
Altona, Einbeck, Aachen und Pofen finden. 8 

Königliche Maſchinenünnſchulen (niedere) beſtehen in Dortmund, Elberfeld— 
Barmen, Cöln, Gleiwitz, Duisburg, Görlitz und Magdeburg. Bei letzterer Anſtalt 
beginnen die neuen Kurſe bis auf weiteres nur im Oktober. Auf dieſen Anſtalten ſoll 
vornehmlich Leuten mit längerer praktiſcher Erfahrung Gelegenheit gegeben werden, ſich 
eine abgeſchloſſene techniſche Ausbildung anzueignen, die ſie zur Verwendung als tech 
niſche Beamte, insbeſondere Werkmeiſter, Maſchinenmeiſter und Leiter kleinerer 
eigener oder fremder Betriebe geeignet macht. 

Für die Aufnahme in die unterſte Klaſſe der Maſchinenbauſchulen iſt eine gute 
Volksſchulbildung und vierjährige Praxis erforderlich. 
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Inhaber des Reifezeugniſſes der Maſchinenbauſchulen ſind zur Ablegung der 
Eichmeiſterprüfung berechtigt. Auch werden Bewerber mit dieſem Reifezeugnis bei 
der Annahme für den Werkmeiſterdienſt an den Staatseiſenbahnen vorzugsweiſe 
berückſichtigt. 

Das Schulgeld beträgt 30 A. halbjährlich. 

Die den höheren und niederen Maſchinenbauſchulen verliehenen Berechtigungen können 
im Preußen nur auf den vorgenannten Anſtalten und auf der ſtädtiſchen Maſchinen⸗ 
bauſchule in Hannover, (dort nur für den Eichmeiſter und Staatseiſenbahn-Werkmeiſterdienſt), 
nicht aber auf den in größerer Zahl außerhalb Preußens beſtehenden Privat— 
techniken erworben werden. 


Königliche Hüttenſchulen, die niedere Betriebsbeamte für die Hütteuinduſtrie herau⸗ 
bilden ſollen, beſtehen als Abteilungen der Maſchinenbau- und Hüttenſchulen in Gleiwitz 
und Duisburg. 

Für die Hüttenſchulen gelten dieſelben Aufnahme-Bedingungen wie für die (niederen) 
Maſchinenbauſchulen, nur iſt vierjährige Praxis im Hüttenbetrieb erforderlich. 

Schulgeld 30 A. halbjährlich. 

Die Kurſe an allen Königlichen höheren und niederen Maſchinenbau- und 
Hüttenſchulen dauern ohne Unterbrechung des Lehrgangs vier Semeſter (zwei 
Jahre). 

Zur Unterſtützung des Unterrichts ſind reichhaltige chemiſche, phyſi— 
kaliſche, maſchinen- und elektrotechniſche Sammlungen ſowie mit modernen 
Maſchinen und Apparaten ausgeſtattete maſchinen und elektrotechniſche Ver— 
ſuchslaboratorien vorhanden. 

Mit den vereinigten Maſchinenbauſchulen in Dortmund und Elberfeld Barmen, 
den höheren Maſchinenbauſchulen in Altona, Hagen, Stettin, den Maſchinenbauſchulen 
in Görlitz und Magdeburg und den Maſchinenbau- und Hüttenſchulen in Duisburg 
und Gleiwitz ſind 

Abend- und Sonntagskurſe 


verbunden, in denen jüngere und ältere Arbeiter der Maſchinen- und elektrotechniſchen In 
duſtrie ſowie Handwerker die für ihren Beruf erforderlichen theoretischen Kenntniſſe und 
Fertigkeit im Maſchinenzeichnen erwerben können. 

Das Schulgeld für einen Halbjahreskurſus mit wöchentlich zehnſtündigem 
Unterrichte beträgt 10 M. 


Königliche Fachſchnlen für die Eiſen- und Stahl- (Fonfige Aletall-) Indußrie mit 
Merkſtättenbrtrieb, welche aus der Volksſchule entlaſſenen jungen Leuten eine 
theoretiſche und praktiſche Ausbildung vermitteln ſollen, beſtehen in Iſerlohn, Rem— 
ſcheid, Schmalkalden und Siegen. 

Die Hälfte der Unterrichtszeit wird an dieſen Schulen auf die praktiſche Aus- 
bildung verwendet, die in gut eingerichteten, mit allen modernen Werkzeugen und 
Werkzeugmaſchinen ausgeſtatteten Werkſtätten von erfahrenen Werkmeiſtern ge 
leitet wird. 

Dauer der Ausbildungszeit 2—3 Jahre. Schulgeld halbjährlich 30 AM. 

Die Reifezeugniſſe dieſer Fachſchulen find als Erſatz für die Geſellenprüfung 
anerkannt. 

Für Bücher, Zeichenmaterialien, Hefte uſw. ſind an allen Anſtalten im ganzen etwa 
120 , für Wohnung und Unterhalt eines Schülers für die jährlich 10 Monate währende 
Unterrichtszeit etwa 500 bis 600 . erforderlich. 

5 preußiſchen Schülern können Stipendien und Schulgelderlaß gewährt 
werden. 

Die Direktoren der Anſtalten werden auf Anfragen die genauen Termine des Be— 
ginns des Unterrichtes in jedem Halbjahre mitteilen, ſowie Schulprogramme und Prüt- 
fungsordnungen, betr. die Aufnahmeprüfungen für die höheren Maſchinenbauſchulen, aus 
denen alles näher zu erſehen iſt, koſtenfrei überſenden. 
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